
Bericht sagt nichts über die Zukunft der Giftmülldeponien 
Iv!j~lSh'Lum will Erweiterungsverfahren nicht beeinflussen / Im Untersuchungsausschuß des Landtages wird Kritik laut 

ut . llanDover 
Der Bericht des niedersacbsiscben La..ttd",irtschaftsmin.i.steriUDl5 über die Sitl'ation der 

Sonderabfallbeseitigune in Niedersachsen hat unter Mit.gliedero der OppositioDsfraktiooeo 
Empörung und Verärgerung aU!leelöst. Abgeordnete der SPD u.nd der GriLnen kritisierten ' 
den über 160 Seiten starken Bericht .als "Materialsammhm,", die .Ueo wicbtie'en und 
aktuell interessierenden Problemstellungen 8US dem Wege gebe. Das Minilterium schildere 
erneut die angeblich beile Welt der GiftmQIlbeHitigu.ng, obwohl es genau wisse, daS bisher 
die ÜberwachUD& der Deponien clu.rcb die Bebörden nicht läckealos funktioniert habe. 

Der SPD-Abgeordnete Uwe Bartels er- Bürgerinitiativen zu den beiden Anlagen 
klsrte nach der jüngsten Sitzung des im Juni vorzustellen. Als Begründung erklärte das 
1983 emgesetzten parlamentarischen Unter- Ministerium, für heide Deponien liefen 
suchungsausschusses zur Giftmüllbeseiti- gegenwärtig Anträ$e aul Erweiterung. Um 
gung in Niedersachsen, seine Fraktion die Unabb.ä.ngigkelt der Bezirksregierung 
werde das Landwirtschattsministeriw:n Hannover zu wahren, die über heide 
nicht aus seiner Auskunftspllicht ~ntlassen . Anträge im Rahmen von PlanfeststeUungs­
Es sei unerträglich, daß das Ministerium mit verfahren zu entscheiden hat, werde dieser 
keinem Wort auf die aktuelle wis~nscbaft- Themenbereich im Bericht nicht behandelt. 
lIche DlSkusslOn über die Sicherheit der Verärgerung löste Wlter den Abgeordne-

I Sondermülldeponien Munchehagen (Kreis t.en auch die Tatsache aus, daß das 
Nienburg) und Hoheneggelsen (Kreis Hil- LandwirtschartsministeMu.m die Zusam­
deshelffi) eingegangen sei. Dadurch v.rürde menarbeit der mit der Uberwachung der 
der Untersuchungsauftrag der Kommission Giftmülleinlagerung beauftragten Behörden 

I praktisch entwertet als gut gekennzeichnet habe. Es passe nicht 
BaTtels bezog sich dabei auf dit Aussage zusammen, wenn man einerseits die Koope­

des Landwirtscbaftsmi.n..isteriums, weder ration lobe, andererseils jedoch genau wisse, 
die gutachterlichen Stellungnahmen noch daß sich eini~e Behörden überfordert füh­
die Einwände von Anbegern. Behörden und len. Damit spIelten die Kritiker des Berichts 

auf die Eingaben der Landkreise Nienburg 
und Hildesheim an den Landtag an, die 
darum bitten, von ihrer Kontrollfunktion 
über die Deponien MÜßchehagen bezie~ 
bungsweisp H~heneggel.sen wieder entbun­
den zu werden. Die Kreisverwaltungen 
halten. sich wegen mangelnder fachlicher 
Kompetenz nicht für geeignet und kamen zu 
der Einschätzung, daß auch die Zusammen­
arbeit mit anderen Fachbehörden (Wasser­
wirtschafts- und Untersuchungsämter) die­
se Lücken nicht schließen könnten 

Das Landwirtschaftsministerium habe 
sicb dariiber hinaus jeder Kritik am 
gegenwärtig praktizierten Begleitscheinsy­
stern enthalten. Es sei jedoch bekannt, daß 
die Scheine, auf denen Menge, Abfallart und 
Herkunft des Mülls bezeichnet werden, nur 
dann einen Sirm hätten, wenn sie auch 
ausgewertet und einer sogenannten IIPlausi­
bilitätskontrolle" unterzogen würden. Dies 
sei in der Vergangenheit jedoch nur äußerst 
unvollkommen geschehen, zumal das dafür 
geschaffene Datenverarbeitungssystem bei 
der Bezirksregierung Hannover erst sei t 
dem Frühjahr einigermaßen zuverläSSig 
arbeite. . 

Unzufrieden äußerten sich Vertreter der 

Oppositionsfraktionen im Untersuchungs­
ausschuß auch mit den Aussagen des 
Ministeriums zum Problem der AJtdeponien 
und Läger für ehemiemilll aui dem ~lände 
von Industriebetrieben. Hier fehle das 
Material über die Art und Menge der in den 
rund 3100 Altdeponien gelagerten Srotfe. 
Das Gefährdungsrisiko, das von diesen 
sogenannten " Altlasten" ausgehe, könne auf 
dieser Grundlage nicht realistisch einge­
schätzt werden. 

AnsroB nahmen Grüne und SPD auch an 
der engen Zusammenarbeit des Landes mit 
der "Sondermüllgesellschah Niedersach­
sen" (SGNj, zu der sich mehrere groBe 
Industrieunternehmen zusammengeschlos­
sen haben. Kritik wurde besonders daran 
geübt, daß die SGN für das Land gutaehter­
lieh tätig wird und aui diesem Weg daruber 
mitentscheidet, ob die Anlagen ihrer Mit­
gliedsfirmen als geeignete Sondermillldepo­
nien bewertet werden. Eine gröBere Interes· 
senkollision sei nicht vorstellbar, meinte der 
SPD-Abgeordnete Bartels. 

Winfried Hartmann (CDU), der Vorsit­
zende des Untersuchungsausschusses, 
warnte vor einer voreiligen Beurteilung des 
Berichts: "Ich habe ihn mit lnteresse gelesen 
und viel gelernt." . 


